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Ausgangssituation

¦ erbringt den Busverkehr in Fulda und angrenzenden
Gemeinden

l mit 6,7 Mio Fahrgästen pro Jahr,

l 52 Bussen und insgesamt 120 Mitarbeitern,

¦ hat ein relativ hohes Vergütungstarifniveau aufgrund
des für die gesamte ÜWAG geltenden Haustarifvertrags
(AVE - DAG bzw. ÖTV).

Der Verkehrsbetrieb der ÜWAG

¦ wird als Abteilung der Überlandwerk Fulda AG (ÜWAG)
geführt,
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Kostenstruktur

Fahrdienst 
(Personalkosten)

53%

Fahrzeugbereitstellung 
(Service, AfA, 

Versicherung und 
Kraftstoff)

26%

Sonstiges (Betriebshof, 
Verwaltung, ...)

7%
Regiefunktionen *)

8%

Sonderleistungen 
(Transity-Betrieb)

6%

*)  Verkehrswirtschaft (Verkehrsplanung, Vertrieb, Marketing, ...) sowie Vorhaltung der
     Verkehrsinfrastruktur (Busbahnhof, FA-Automaten, ...)

Kosten des Linienverkehrs 
(Carriergeschäft)

86 %
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Ziele

ð Herstellung der
Wettbewerbsfähigkeit
bis zum Jahr 2003

Ausgangssituation Ziel 2003 spätere Anpassung

Sonstiges (Betriebshof,
Verwaltung, ...,
Deckungsbeitrag

Fahrdienst
(Personalkosten)

Fahrzeugbereitstellung
(Service,  AfA, Versich.,
Kraftstoff)

Carriergeschäft
86%
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Marktpreis zzgl. Steuer-vorteil 
Querverbund

- ? %

Marktpreis
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Personalbestandsentwicklung Verkehrsbetrieb
(ohne Regiefunktionen)
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Neueinstellungen

Personalbedarf     
40 Std-Woche,      
27 Urlaubstage

Personalbedarf     
38 Std-Woche,      
30 Urlaubstage

Personalbestand
ÜWAG-Mitarbeiter

Jahr
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Konsequenzen

¦ Etwa ein Drittel der erforderlichen Kostensenkung ist durch
Rationalisierungsmaßnahmen auf Basis des bestehenden
Vergütungstarifvertrags zu realisieren.

¦ Die übrige Kostensenkung erfordert tarifliche Anpassungen
und ist aufgrund des geringen Ersatzbedarfs nicht allein durch
Neueinstellungen zum günstigeren Tarif erreichbar.

¦ Die Erreichung eines wettbewerbsfähigen Kostenniveaus bis
zum Jahr 2003 erfordert also die Aufgabe von Besitzständen
der vorhandenen Mitarbeiter.

¦ Durch die Anwendung des steuerlichen Querverbunds und
Verzicht auf Gewinne können dabei immer noch konsens-
fähige Beschäftigungsbedingungen gehalten werden.
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Ansätze zur Lösung der Tarifproblematik

Variante Art der Betriebsübertragung Charakteristik

ohne Überg. 
der Arbeits-
verhältnisse

mit Überg. 
der Arbeits-
verhältnisse

A X

B X X

C X X
... mit Überlassung von Mitarbeitern der 
Muttergesellschaft zu wettbewerbsfähigen 
Konditionen.

D X X
... mit Übergang der im ausgegliederten 
Betriebsteil beschäftigten Mitarbeiter 
gemäß § 613a BGB.

Gründung einer 
Tochtergesell-
schaft zur kurz-
fristigen Ausglie-
derung von 
Betriebsteilen ...

langsame 
"Austrock-
nung" der 
Mutterge-
sellschaft

Übertragung von Betriebs-
teilen (insbes. Fahrbetrieb)

Abschluß 
neuer Tarif-
vertrag für 
die Mutter-
gesellsch.

Gründung 
Tochterge-
sellschaft 
mit eige-
nem Tarif

Beibehaltung der bestehenden gesellschaftsrechtlichen 
Rahmenbedingungen mit eingeschränkter Tarifanpassung 
(Besitzstand, Anwendungsvereinbarung).

Gründung einer Tochtergesellschaft für den langfristigen 
Einstieg in ein wettbewerbsfähiges Tarifgefüge durch 
Neueinstellungen.

bei der ÜWAG 
realisierte Variante 
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 Gründung der Tochtergesellschaft

¦ Gründung einer 100%igen Verkehrstochter der ÜWAG (ÜWAG
Verkehrs-GmbH), die den kompletten Stadtlinienverkehr im Auftrag
der ÜWAG übernehmen soll. Regiefunktionen und Konzessionen
verbleiben bei der Muttergesellschaft (ÜWAG).

¦ Aufnahme der ÜWAG Verkehrs-GmbH (ÜVG) in den Landesver-
band hessischer Omnibusunternehmer (LHO) und damit Übernah-
me des Tarifvertrags für das private Omnibusgewerbe in Hessen
(LHO-Tarifvertrag).

¦ Vorbereitung des Betriebsübergangs gemäß § 613a BGB,
insbesondere durch

l Festlegung eines straffen Zeitplans und
l Erarbeitung eines wirtschaftlich tragfähigen „Verhand-

lungspakets“ zur Überleitung der Mitarbeiter.
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Betriebsübergangs ÜWAG ⇒  ÜVG

¦ Der Betriebsübergang erfaßt alle Mitarbeiter des Verkehrsbetriebs
(ohne Regieebene) und wird insbesondere durch Veräußerung der
Busse an die Tochtergesellschaft (ÜVG) begründet.

¦ Mit dem Betriebsübergang wird der LHO-Tarifvertrag der ÜVG für die
übergeleiteten Mitarbeiter unmittelbar wirksam. Das Günstigkeits-
prinzip gilt nicht.

¦ Die Regelung der konkreten Bedingungen für die übergeleiteten
Mitarbeiter erfolgt durch Betriebsvereinbarungen, insbesondere

l zur Festlegung der im neuen Tarifvertrag nicht explizit
geregelten Ansprüche (u.a. Zusatzversorgung) und

l zur Wahrung des sozialen Friedens durch moderaten,
zeitlich gestaffelten Abbau von Besitzständen.
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 Wesentliche Inhalte der Betriebsvereinbarungen
(für die übergeleiteten Mitarbeiter)

¦ Über 3 Jahre gestaffelte Reduzierung Vergütungsbestandteilen um
etwa 12% des Bruttobezugs (Weihnachtsgeld, Ergebnisbeteiligung,
Hausstandszulage, Fahrdienstzulage, Kassiererzulage, vermögens-
wirksame Leistungen und Zeitzuschläge).

¦ Begrenzung der Lohnsteigerungen auf das absolute Niveau der
Steigerungen des Tabellenlohns gemäß LHO-Tarifvertrag.

¦ Verlängerung der Wochenarbeitszeit von 38 auf 40 Stunden und
Reduzierung des Urlaubsanspruchs um durchschnittlich 3 Tage.

¦ Ausschluß betriebsbedingter Kündigungen für eine Zeit von 5
Jahren ab Betriebsübergang.

¦ Ablösung der bestehenden Zusatzversorgung (VBL) durch ein über-
betriebliches Unterstützungskassenmodell mit individuellen Aus-
gleichsrenten, die jeden Mitarbeiter mit seinen gutachterlich festge-
stellten VBL-Versorgungsansprüchen zumindest gleichstellen.
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Personalkostenentwicklung
(am Beispiel eines Durchschnittsfahrers)
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ÜWAG im Jahr 1999 übergeleitete Fahrer 
im Jahr 2003

Neueinstellungen 
gemäß LHO-Tarif **) 

*)   Fahrdienstzulage, Kassiererzuschlag, Ergebnisbeteiligung, ...
**)  Anstelle des Tariflohns wurde ein in Fulda als marktüblich anzusehender höherer Stundenlohn angesetzt

Arbeitgeber-
anteile zur 
Sozialver-
sicherung

Weihnachtsgeld, 
Urlaubsgeld und 
sonst. Zulagen *)

Bruttojahres-
bezug (Tabelle) 
zzgl. Überstun-
denvergütung 
und Zuschläge 
(Feiertagsar-

beit etc.) 
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Modell der Ausgründung des Verkehrsbetriebs (Überblick)

*)

Muttergesellschaft
Überlandwerk Fulda AG (ÜWAG)

Kaufmännische Verwaltung

Energiebetrieb (Strom) 

ÜWAG Rahmen- und 
Vergütungstarifvertrag mit 

Zusatzvereinbarung Nahverkehr

betriebliche Zusatzversorgung über 
die Versorgungskasse des Bundes 

und der Länder (VBL)

Regieebene Verkehr

Verkehrsbetrieb 

Tochtergesellschaft
ÜWAG Verkehrs-GmbH (ÜVG)

Gründung 
Tochtergesellschaft

Beitritt zum 
LHO *)

Betriebsvereinbarung 2
(Zusatzversorgung)

Betriebsvereinbarung 1

Mantel-/Vergütungstarifvertrag LHO

Verhandlung mit  
mit Betriebsrat

Spezifikation/Verhandlung mit 
Versicherungsunternehmen

betriebl. Zusatz-
versorgung durch 
Unterstützungs-
kasse mit Rück-
deckungsvers.

Verkehrsbetrieb 

                         über-
                 geleitete
          Mitarbeiter

Neuein-
stellungen

Betriebsübergang nach 
§613a BGBLandesverband  

hessischer Omnibusunternehmer 
(LHO) e.V.
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 Resümee

Wesentliche Erfolgsfaktoren

¦ Klare Zielvorgabe, straffer Zeitplan und systematische Einbin-
dung des Betriebsrats (Projektlaufzeit: 8 Monate bis zur Reali-
sierung des Betriebsübergangs auf die ÜVG).

¦ Ergebnisdruck durch Sachzwang des Betriebsübergangs.

Ergebnis

¦ Kurzfristige Realisierung eines wettbewerbsfähigen Zielkostenni-
veaus (unter Einbeziehung des steuerlichen Querverbunds) durch

l Umsetzung von Rationalisierungsmaßnahmen und
l Reduzierung der Personalkosten im Bereich der

übergeleiteten Mitarbeiter um knapp 20%.

¦ Schaffung einer zukunftsträchtigen Basis durch konsequente
Anwendung des LHO-Tarifvertrags auf Neueinstellungen


